
Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 9, 81, 193 StGB; ABAO 900 - Elektrische Anlagen - 
vom 20. Juli 1961 (GBl. Sdr. 339); ABAO 7 - Arbeits­
sicherheit bei Instandsetzungsarbeiten — vom 23. Juni 
1965 (GBl. II S. 536).
1. Rechtsvorschriften (hier TGL) haben nur für den 
Zeitraum ihrer Gültigkeit verpflichtenden Charakter. 
Aus einer außer Kraft gesetzten Rechtsvorschrift kön­
nen für den Arbeitsschutzverantwortlichen nur dann 
Rechtspflichten hergeleitet werden, wenn diese den 
Charakter allgemein anerkannter Berufsregeln ange­
nommen haben und als „Pflichten kraft Berufs“ i. S. 
von § 9 StGB anzusehen sind.
2. Als Fachkundiger i. S. des § 4 Abs. 4 der ABAO 900 
i. V. m. TGL 200—0619 vom Dezember 1971 ist auch 
derjenige Werktätige einzuschätzen, der zwar keine 
abgeschlossene Berufsausbildung hat, jedoch beim Er­
richten elektrischer Anlagen ständig mitarbeitet und 
auf Grund seiner durch Unterweisungen und Erfah­
rungen erworbenen fachlichen Kenntnisse in der Lage 
ist, Arbeiten an elektrischen Anlagen fachgerecht aus­
zuführen.
3. Die für den Leiter festgelegte Rechtspflicht, die ihm 
unterstellten Werktätigen fachspezifisch zu belehren 
und ihnen den Sicherheitsbestimmungen entsprechende 
Arbeitsgeräte und -mittel zur Verfügung zu stellen, gilt 
auch für die Durchführung von Instandsetzungsarbeiten 
in anderen Betrieben, um die Arbeitssicherheit auch am 
jeweiligen Einsatzort zu gewährleisten (§ 2 Abs. 3 
Buchst, a der ABAO 7).
4. Die Pflicht zum Herstellen und Sichern des span­
nungsfreien Zustandes bei der Durchführung von Ar­
beiten an elektrischen Anlagen obliegt dem Anlagen­
betreiber.
5. Der Werktätige ohne Leitungsbefugnis hat die 
Rechtspflicht, an seinem Arbeitsplatz die Rechtsvor­
schriften und anerkannten Regeln zum Schutze von 
Leben und Gesundheit und die ihm erteilten Weisun­
gen zu befolgen.
OG, Urteil vom 4. September 1975 — 2 a Zst 12/75.

Der Angeklagte ist Inhaber einer Elektrofirma mit vier 
Beschäftigten. Er übernahm 1971 die Rekonstruktion 
der elektrischen Anlagen in einem Gebäude mit meh­
reren Stockwerken. Für die Arbeiten setzte er den 
Elektromonteur H. und den Elektrohelfer Sch. ein. Beide 
wurden von einem Beauftragten des Auftraggebers mit 
den Besonderheiten der elektrischen Anlage vertraut 
gemacht und regelmäßig über die Arbeitsschutzinstruk­
tion belehrt, die speziell für die von der Firma des An­
geklagten durchzuführenden Arbeiten erlassen worden 
war.
Am 20. März 1974 waren der Zeuge H. und der Geschä­
digte Sch. mit Installationsarbeiten beschäftigt. Ent­
sprechend der Arbeitsschutzinstruktion meldeten sie den 
Beginn der Arbeiten an, und der Zeuge H. veranlaßte 
die Freischaltung des Trafokabels. Während H. das Ka­
bel löste, wollte Sch. mit einem Ringschlüssel die ein­
zelnen Phasen des Kabels 204/304 lösen. In der An­
nahme, daß das Kabel spannungsfrei sei, berührte er 
zwei Adern dieses spannungsführenden 380-Volt-Kabels 
mit bloßen Händen. Die Stromeinwirkung hatte tödliche 
Folgen.
Die Unfalluntersuchung ergab, daß die Sicherungen für 
das Kabel 204/304 nicht entfernt worden waren und es 
somit unter Spannung stand. Der Geschädigte hatte die 
Spannungsfreiheit auch nicht mit dem ihm zur Ver­
fügung stehenden Spannungsprüfer festgestellt.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht den Angeklagten wegen Verletzung der Bestim­
mungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes (Verge­
hen gemäß § 193 Abs. 1 und 2 StGB) auf Bewährung. 
Gegen das Urteil richtet sich der zugunsten des Ange­
klagten gestellte Kassationsantrag" des Präsidenten des 
Obersten Gerichts, mit dem Freispruch erstrebt wird. 
Der Antrag, dem auch der Vertreter des Generalstaats­
anwalts der DDR zustimmte, hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Urteil beruht auf einer Verletzung des § 193 StGB. 
Das Kreisgericht hat aus den richtigen Sachverhalts^- 
feststellungen, die mit dem Kassationsantrag nicht an- 
gefochten werden, unrichtige Schlußfolgerungen für die 
rechtliche Beurteilung gezogen.
Zunächst ist ihm darin zuzustimmen, daß der Ange­
klagte als Inhaber eines Handwerksbetriebes gemäß § 8 
ASchVO Verantwortlicher für die Durchführung und 
Durchsetzung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ist. 
Es war nunmehr zu prüfen, ob er als Arbeitsschutzver­
antwortlicher durch schuldhafte Verletzung der ihm ob­
liegenden Pflichten eine Gefahr i. S. des § 193 Abs. 1 
StGB und den Tod des Elektrohelfers Sch, verursacht 
hat.
Das Kreisgericht geht zunächst davon aus, daß der 
Angeklagte seine Pflichten zur Belehrung der Werk­
tätigen verletzt habe. Insoweit ist das Urteil in sich 
widersprüchlich, weil das Kreisgericht andererseits zu­
treffend darlegte, daß der Angeklagte „regelmäßig Ar­
beitsschutzbelehrungen vornahm“. Besondere Beleh­
rungspflichten hätten sich für den Angeklagten auch 
daraus ergeben, daß der tödlich Verunglückte zwar 
überdurchschnittliche fachliche Fertigkeiten und Fähig­
keiten besaß, jedoch über keine abgeschlossene Berufs­
ausbildung und demzufolge nicht über fundierte theo­
retische Kenntnisse verfügt habe. Das erstinstanzliche 
Gericht übersieht dabei, daß Sch. ein fachkundiger 
Werktätiger i. S. des § 4 Abs. 4 der ASAO 900 — Elek­
trische Anlagen — (GBL Sdr. 339) war. Das ergibt sich 
daraus, daß er beim Errichten elektrischer Anlagen 
ständig mitgearbeitet hat und auf Grund seiner durch 
Unterweisungen und Erfahrungen erworbenen fach­
lichen Kenntnisse in der Lage war, Arbeiten an elektro­
technischen Anlagen fachgerecht auszuführen (vgl. 
TGL 200-0619 vom Dezember 1971, Bl. 10, Ziff. 10.2.). 
Aus der mehr als zehnjährigen ununterbrochenen Tätig­
keit des Verunglückten Sch. als Elektrohelfer ergaben 
sich für den Angeklagten auch keine Hinweise auf die 
Notwendigkeit, ihn im Verhältnis zu den übrigen Be­
schäftigten des Betriebes besonders zu belehren. Im 
Rahmen der regelmäßig durchgeführten Belehfungen 
ist der Verunglückte — ebenso wie der Zeuge H. — auch 
über das Freischalten von spannungsführenden Leitun­
gen und die Pflicht zur Prüfung der Spannungsfreiheit 
mittels Spannungsprüfer vor Aufnahme von Arbeiten 
an elektrischen Leitungen unterrichtet worden.
Aus den Gründen des Urteils des Kreisgerichts ergibt 
sich, daß es die Verletzung der Pflicht zur Belehrung 
vor allem auf die TGL 200—0619 vom Dezember 1965 
bezogen wissen will, weil es u. a. ausführt: „Der Ange­
klagte und der Zeuge H. haben übereinstimmend aus­
gesagt, daß keine Belehrung über die sich aus der TGL 
200—0619 ergebenden Anforderungen, insbesondere 
über den Einsatz von Verantwortlichen für die Schalt­
handlungen und für die Freigabe der Arbeitsstelle zum 
Zwecke der Gewährleistung eines spannungsfreien Zu­
stands, ... erfolgt ist.“ Insoweit würde es sich jedoch
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